Wie der SVP-Gesetzentwurf die Mitbestimmungsmöglichkeit regelt und weshalb sie so nicht funktionieren kann.

4.000 Bürgerinnen und Bürger können Vorschläge (Bürgerantrag) an den Landtag und an die Landesregierung richten, die behandelt werden müssen. Dieses Instrument gibt es schon seit 1972 unter der Bezeichnung „Volksbegehren“, das ein einfaches Vorschlagsrecht ist. 

8.000 Bürgerinnen und Bürger können einen Antrag auf Volksabstimmung (Bürger​initiative) stellen, um ein geltendes Gesetz oder einen Beschluss der Landes​regierung abzu​ändern, abzuschaffen oder neue einzuführen. Ein solcher Antrag muss im Landtag oder in der Landesregierung behandelt werden. Wenn der Vorschlag abgeändert verabschiedet wird, dann entscheidet eine Kommission, ob dem Grundanliegen der Promotoren1) entsprochen worden ist. 


Entscheidet die Kommission, dass dem Grundanliegen nicht entsprochen wurde oder wurde der Vorschlag abgelehnt, dann müssen innerhalb von zwei Monaten weitere 38.000 Unterschriften gesammelt werden, um eine Volksab​stimmung über den Vorschlag zu erwirken, insgesamt also 46.000 Unterschriften 2). 



Der Landtag oder die Landesregierung kann dann einen eigenen Gegenvorschlag zusammen mit dem Vorschlag der Promotoren zur Abstimmung bringen. Dieser gilt in der Volksabstimmung nur dann als angenommen, wenn er mehr Stimmen als der Gegen​vorschlag erhält. Er muss zugleich aber auch mehr Stimmen bekommen, als mit Nein-Stimmen beide Vorschläge abgelehnt worden sind 3). 

Wenn der Antrag in der zweiten Hälfte der Legislatur eingebracht worden ist, dann vergehen aufgrund der verschiedenen Sperrfristen bis zur Volksabstimmung vier Jahre.

Eine Volksabstimmung findet nicht statt, wenn die Mehrheit der Vertretung einer Sprach​gruppe im Landtag beschließt, dass der Vorschlag „ethnisch sensibel“ ist 4).

Mit 26.000 Unterschriften, die innnerhalb von zwei Monaten zu sammeln sind, kann eine für die politi​sche Vertretung unverbindliche Volksabstimmung erwirkt werden.

Im SVP-Entwurf fehlen außerdem ganz wesentliche Möglichkeiten der Mitbestimmung:

· Referenden, in denen Bürgerinnen und Bürger innerhalb weniger Monate mit max. 10.000 Unterschriften entscheiden können, ob ein Beschluss der politischen Vertretung in Kraft treten soll. Das ist eine der zwei Säulen der Direkten Demokratie und ein demokratisches Grundrecht. 

· Die andere Säule ist die Volksinitiative, die aufgrund der doppelten Unterschriften​samm​lung, der hohen Hürde und der mehrfachen Verhinderungsmöglichkeit nicht anwendbar ist.

· Volksabstimmungen über Beschlüsse der Landesregierung nur in jenen Gemeinden, die effektiv von diesen betroffen sind.

· Volksabstimmungen über die wichtigsten Gesetze überhaupt: jene, mit denen die Aus​übung der demokratischen Rechte geregelt wird sowie jene, mit denen die politische Vertretung sich ihre Gehälter und auch unsere Steuern festlegt.

· Eine wirklich unabhängige, korrekte institutionelle Information im Hinblick auf Volksabstimmungen.

Letztlich bekämen wir Bürgerinnen und Bürger mit dem SVP-Gesetz nicht Mitbestimmungs​rechte (mit denen wir mit unserer Stimme bestimmen können), sondern nur ein Vorschlagsrecht. Wir hätten weiterhin keine Möglichkeit Kontrolle zu üben über politische Entscheidungen und könnten auch nicht selbst solche treffen. Direkte Demokratie ist etwas ganz anderes.

Enttäuschung wäre mit diesem Gesetz vorprogrammiert: Besser ist es, gar nicht davon auszu​gehen, Mitbestimmungsrechte nutzen zu können, als ständig mit vergeblichen Versuchen ent​täuscht zu werden.

Der SVP-Gesetzentwurf ist ein parteiinterner Kompromiss zwischen völliger Ablehnung von Direkter Demokratie und zaghafter, aber meist wenig kompetenter Befürwortung. Er ist sicher nicht Ausdruck eines Mehrheitswillens in der Bevölkerung. Dieser hat sich klar in der Volksabstimmung 2009 ausgedrückt. Wenn mit der Stimmbeteiligung von 38,1 % damals auch nicht das 40 %-Quo​rum erreicht wurde, so war sie, wie der internationale Vergleich zeigt, durchaus repräsentativ.
zu 2)	Die 38.000 Unterschriften sind als rein politisches Kalkül und strategisch zu verstehen: Die Hürde ist so hoch angesetzt, dass die SVP in der Behandlung im Landtag sie gut um ein Drittel absenken kann, ohne dass damit die Volksabstimmung (abgesehen von den anderen Verhinderungen) effektiv anwendbar würde. Die SVP-Führung könnte dann aber vom großen Kompromiss reden und dass man damit den Gegnern weit genug entgegengekommen sei. Dass diese absurd hohe Hürde so zu bewerten ist, zeigt die Tatsache, dass sie in der Gesetzgebungs�kommission des Landtages von den SVP-Mandataren von ursprünglich 27.000 auf dieses Nivau angehoben worden ist. So kann sie dann wieder großzügig abgesenkt werden. Eine effektive Anwendbarkeit der Mitbestim�mungsrechte liegt, wie ein internationaler Vergleich zeigt, in etwa bei 10.000 Unterschriften. 





zu 1)	Formulierungen wie „Grundanliegen“ schaffen alles eher als die Rechtssicherheit, die die SVP verspricht. Überdies geht es beispielsweise bei einem Gesetzesvorschlag nicht um ein Grundanliegen, sondern gerade um eine Regelung, bei der es auf das Detail ankommt. Wenn jemand entscheiden soll, ob einem Anliegen entsprochen worden ist, dann können das nur die Promotoren selber sein.





zu 3)	Da in dem Gesetzesvorschlag der SVP auf ein Beteiligungsquorum verzichtet wird, würden an�ders als bisher auch die Nein-Stimmen mobilisiert. Einen Vorschlag der Promotoren kann man mit der genannten Regelung in der Volksabstimmung unschwer unterliegen lassen. Dazu braucht nur durch Landtag/Landesregierung eine unwesentlich abgeänderte Variante des Vorschlags der Promotoren mit zur Abstimmung gebracht werden. Die Ja-Stimmen würden sich auf die beiden Vorschläge verteilen und damit würde keiner von beiden gegenüber den Nein-Stimmen bestehen können.





zu 4)	Jede der drei Sprachgruppenvertretungen im Landtag hätte mit der Begründung, dass ein Vorschlag „ethnisch sensibel“ ist, die Möglichkeit, eine Volksabstimmung darüber entfallen zu lassen. Unsere Regelung dagegen sieht vor, dass eine Sprachgruppe nicht von einer anderen überstimmt werden kann. 








